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Hubertus Büschel

Die volkseigenen Akten – 

materielle und diskursive ›Spuren‹ 

staatlicher Archive der DDR

Auf der Vorderseite zahlreicher Akten im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin- 
Dahlem oder in Abteilungen des Bundesarchivs in Berlin-Lichterfelde finden sich 
dicke schwarze Streichungen. Mit einiger Anstrengung kann man unter ihnen noch 
frühere Aktenbezeichnungen erkennen: »Sudetenland kehrt heim« oder »Beginn 
des Rußlandfeldzuges«. Nach Streichung dieser Titel wurden die Akten mit neuen 
Bezeichnungen versehen: »Okkupation der ČSR« und »Überfall auf die Sowjet-
union«.1

Diese Aktendeckel und die ihnen entsprechenden Korrektureinträge in Find-
büchern gehören zur material culture der Geschichte (staatlicher) Archive in der 
DDR. Sie sind das Ergebnis – die ›Spuren‹ – der Tätigkeit von Archivaren in Merse-
burg und Potsdam während der 1970er Jahre. Historikerinnen und Historiker neh-
men in der Regel solche ›Spuren‹ – wenn überhaupt – nur am Rande zur Kenntnis. 
Sie interessiert die Nummer und der Inhalt von Akten – weniger der Titel; dieser 
wird später in Fußnoten und Quellenverzeichnissen ohnehin meist weggelassen.

Befasst man sich mit der Archivkultur der DDR, mit der ostdeutschen Ge- 
schichtspolitik, dann avancieren solche scheinbar randständigen ›Spuren‹ selbst 
zum Gegenstand historischer Analyse.2 Sie werden im Sinne der Historiker Gustaaf 
Renier und Carlo Ginzburg zu zentralen materiellen ›Überresten‹ und ›Indizien‹ 
der Vergangenheit.3 Denn solche materiellen ›Spuren‹ versprechen Paradebeispiele 
für die Tiefe der Geschichtspolitik der SED zu sein,4 die sogar bis in Umgestaltun-
gen der Archive reichte. Sie scheinen als sicht- und fassbare Materie – wie Vertre-
terinnen und Vertreter der Material Culture Studies seit mehr als zwanzig Jahren 
betonen – aufschlussreicher zu sein als die Inhalte oftmals allzu redundanter und 
floskel hafter sprachlicher Quellen.5
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In Anschluss an diese und in Abgrenzung von dieser Annahme sollen die mate-
riellen ›Spuren‹ der Akten aus den ehemaligen Archiven der DDR zum Anlass 
genommen werden, die heuristischen Probleme aufzuzeigen, die auftreten, wenn 
Historikerinnen und Historiker sich mit Archiven selbst befassen und anhand der 
Quellen über solche Archive nach Geschichtspolitik, -konstruktionen und mögli-
cherweise auch Geschichtsklitterungen fragen. Inwiefern und auf welcher empiri-
schen Grundlage können ›Archive‹ im weitesten Sinne – also auch Bibliotheken, 
Museen oder Privatsammlungen – überhaupt erforscht werden?6

Bei dem hier gewählten Fallbeispiel der staatlichen Archive der DDR scheinen 
solche Probleme zunächst nicht gegeben. Vieles scheint überdeutlich auf gezielte 
politische und ideologische Eingriffe der SED hinzuweisen. Denn neben den ein-
gangs beschriebenen materiellen ›Spuren‹ finden sich auch zahlreiche entsprechende 
Verordnungen und Erläuterungen.

Beispielsweise ist Anfang der 1970er Jahre in der 1950 gegründeten ostdeut-
schen Zeitschrift für Archivwesen, den Archivmitteilungen, zu lesen: Die leitenden 
Archivare der DDR hätten sich einvernehmlich entschieden, die zahlreichen »dis-
kriminierenden Bezeichnungen« der Akten in ihren Archiven und die von »Völker-
haß und Verhetzung strotzenden Aussagen« in Findbüchern zu tilgen und durch 
Bezeichnungen zu ersetzen, die der »Friedenspolitik […] im Kampf gegen Imperia-
lismus, Militarismus und Revanchismus« dienen würden.7

Führende Archivtheoretiker der DDR wie etwa Botho Brachmann kritisierten 
außerdem an neu angelegten Findbüchern des Bundes archivs die »Konservierung 
faschistischen Gedankenguts«.8 Denn in diesen Find büchern würden den »Völker-
haß schürende, historisch entstellende Titel unbesehen übernommen«.9 Es entspre-
che der »positivistischen Einstellung bürgerlicher Archivare«, anzunehmen, dass 
auch Aktentitel einen »Quellenwert« besäßen und deren Änderung daher nicht 
zulässig wäre, weil dies Hinweise auf die Inhalte der Akten oder verwandter Unter-
lagen vernichten könnte.10 Tatsächlich aber stützten »Archivare der BRD« mit dieser 
Anerkennung imperialistischer Sprache »die Position der Ausbeuterklassen«, was 
die »Klassenbedingtheit der Verzeichnung von Archivgut in staatlichen Archiven 
der BRD um so deutlicher« mache.11

Vermitteln solche Formulierungen neben den eingangs genannten materiellen 
›Spuren‹ auch allzu deutlich, dass theoretische Konzepte des »Klassenkampfes« in 
staatlichen Archiven der DDR – zumindest bei der Umbenennung historischer 
Akten – in die Praxis umgesetzt wurden, sollte man freilich nicht von vornherein 
von einer unmittelbaren Umsetzung von theoretischen Ausführungen und Anwei-
sungen in Praktiken ausgehen. Was für Behördenprosa im Allgemeinen gilt, das gilt 
im Besonderen für die DDR. Wie in den letzten Jahren mehrfach betont wurde, 
unterlagen Bürokraten in der stark hierarchisierten Gesellschaft der DDR einem 
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besonderen Druck und Zwang, sich mit der Formulierung von Handlungsansprü-
chen gegenseitig zu überbieten.12 Man sollte bei der Analyse von Behördentexten der 
DDR berücksichtigen, dass hier Entwickeltes keineswegs in Praxis münden musste.

Allerdings – und dies ist eine Ausgangsthese dieses Aufsatzes – wird im Fall der 
DDR besonders deutlich, welche heuristischen Schwierigkeiten für die historische 
Analyse von ›Archiven‹ gelten.

›Archive‹ machen Geschichte?

›Archive‹ stehen (bislang) nicht gerade im Zentrum der Interessen von Historikerin-
nen und Historikern – insofern sie nicht selbst als hauptamtliche Archivare arbei-
ten.13 Ausnahmen sind vor allem seit den 1980er Jahren unter Ethno- und Kolonial-
historikern geführte Debatten über die imperiale und machtvolle Konsistenz und 
Funktion von Kolonialarchiven.14 Im Allgemeinen scheint innerhalb der Disziplin 
nach wie vor zu gelten: Die Praktiken der Aufbewahrung und Verwaltung von 
Akten, Büchern oder gepressten Pflanzen sind umgeben von der Aura des Verstaub-
ten; sie werden oft als Spezialgebiete und Arkansphären angesehen – Klischees, die 
Archivare gerne mit der Behauptung stützten, sie hätten die Geschichte der Archive 
bereits restlos erforscht.15

Auch gilt es manchen als unmöglich, die empirischen Grundlagen der eigenen 
Wissenschaft in ihrem Konstruktionscharakter zu untersuchen.16 Hier bleibe nur 
die Konstruktionen der ›Archive‹ nachzuvollziehen, denn sie seien die Vorausset-
zung, dass so etwas wie Geschichte überhaupt stattfinden könne.17 In der Tat sind 
in Archiven verwahrte Akten und Urkunden nach wie vor regelrecht Symbole 
historiographischer Evidenzstiftung. Und wenn sich auch seit den Tagen Leopold 
von Rankes für zahlreiche Historikerinnen und Historiker vieles im Umgang mit 
Akten als Quellen, ob sie nun als Beweise, Belege und Referenzen zitiert werden, 
geändert hat,18 ist die Authentizität verheißende Aura des historischen Dokuments 
nach wie vor nicht ganz verschwunden. Der Stellenwert von historischen Materia-
lien und Archiven ist in der »Fabrikation [historischer] Erkenntnis«19 nach wie vor 
zentral.20

Andererseits – und dies ist vor allem auf die oben angesprochenen Studien zur 
Kolonialgeschichte zurückzuführen – herrscht mehr und mehr Einigkeit darüber, 
dass ›Archive‹ und Archive keineswegs unpolitisch sind, dass sie keinen objekti-
ven, unvoreingenommenen Blick in die Vergangenheit ermöglichen. Immer häu-
figer wird betont, das hinter jedem ›Archiv‹ Deutungshoheiten, Absichten, Kräfte 
und Macht stehen.21 Kaum jemand würde der an Jacques Derrida angelehnten 
Sichtweise widersprechen, dass ›Archive‹ institutionellen Praktiken unterliegen, 
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die mit (bisweilen selbst) verliehener Autorität Grenzen ziehen zwischen dem, was 
aufbewahrenswert oder zu vernichten, was öffentlich oder geheim ist.22 Ebensolche 
Zustimmung dürfte eine Sichtweise à la Michel Foucault erfahren, dass in den insti-
tutionellen Ordnungen der ›Archive‹ die Machtabsichten derer durchscheinen, die 
Gewalt über diese Ordnungen haben.23 Auch der praktische Umgang mit (Akten-)
Archiven – das Sammeln der Belege, Verweise und Fundstellen – ist zunehmend 
mit der Erforschung der Sichtweisen verbunden, welche die Grenzen des Sagbaren 
– und Überlieferungswürdigen – in der Vergangenheit gezogen haben.24

Auch erfahren Historikerinnen und Historiker die Macht der Archive und der 
Archivare oft ganz unmittelbar in der Praxis: Sie ahnen, vermuten und sehen, wie 
historische Unterlagen von Amts wegen aussortiert, vernichtet oder gesperrt wer-
den; sie haben sich als Benutzer dem Hausrecht der Archivare zu unterstellen; sie 
danken in Vorworten und Fußnoten für geleistete Dienste – in vorausschauender 
Gewissheit der unweigerlichen statischen Machtverhältnisse bei künftigen Archiv-
besuchen; sie haben Belegexemplare einzureichen und auf die spitze Feder archiva-
rischer Kritik zu warten.

Das Verhältnis von Historikerinnen und Historikern zu Archiven hat somit 
summa summarum durchaus gute Gründe angespannt zu sein. Das macht For-
schungen zu Archiven von außerhalb der Archive nicht gerade schmackhafter. 
Willkommen ist da die Frage: Was soll eigentlich das Gerede über ›Archive‹? Ist die 
Auseinandersetzung mit Akten, Urkunden, Zettelkästen und den Orten ihrer Auf-
bewahrung nicht doch ein Teil der Hilfswissenschaften, jener seit dem 18. Jahrhun-
dert bestehenden historischen Subdisziplinen,25 deren Relevanz als eigenständige 
Forschungsgegenstände erst einmal zur Disposition steht?

Neuere kulturwissenschaftliche Arbeiten von Wolfgang Ernst, Anke te Heesen, 
Markus Krajewski und Cornelia Vismann haben – trotz ihrer unterschiedlichen 
Ansätze – zeigen können, wie aufschlussreich es sein kann, wenn im Sinne einer 
›Medienarchäologie‹ von Archiven (Ernst), Zettelkästen (Krajewski, te Heesen) und 
Akten (Vismann)26 Intentionen, Strategien, Macht oder Deutungshoheiten konden-
sierende Praktiken der Selektion, Anordnung und Aufbewahrung unter die Lupe 
genommen werden.27

Es liegt auf der Hand, wie wünschenswert historische Untersuchungen sind, die 
›Archive‹ in ihrer Verflechtung mit politischen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Deutungshoheiten und Machtansprüchen thematisieren. Ein Ansatzpunkt können 
historische Umbrüche und Zäsuren sein, die Aufschlüsse über Veränderungen und 
Neubestimmungen versprechen. Eine solche Zäsur stellte für die deutschen Archive 
das Ende des Zweiten Weltkrieges dar.
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Der Mythos der Stunde Null: Die Rettung der Akten 

In den Jahren nach 1945 ging es zunächst darum, Akten und Urkunden deutscher 
Archive vor Verlust und Vernichtung zu schützen – zumindest wenn man man einer 
Reihe in Ost- und Westdeutschland während der 1970er Jahre von Archivaren publi-
zierter Artikel glaubt. Hier ist – ganz im Sinne des Mythos’ der Stunde Null28 – von 
der heldenhaften Rettung verloren geglaubter Akten die Rede. Beispielsweise führt 
der spätere Präsident des Bundesarchivs Friedrich P. Kahlenberg aus, wie deutsche 
Archivare im Frühjahr 1945 mit Rucksäcken das zerbombte Berlin durchstreift und 
die »an manchen Orten buchstäblich auf der Straße liegenden Akten« gerettet hät-
ten.29 In den ostdeutschen Archivmitteilungen ist wiederum zu lesen, dass es vor allem 
die »sowjetischen Freunde« gewesen seien, die deutsche Archivalien im und nach 
dem Zweiten Weltkrieg als »wertvolles Kulturgut sichergestellt« hätten.30 Wie dem 
auch sei, diese unterschiedlichen Geschichten vermitteln, dass es in den Jahren nach 
1945 zahlreiche Bemühungen gab, Akten und Urkunden deutscher Archive gegen 
Verlust, Vernichtung oder Schädigungen zu schützen. Das wiederum lässt auf deren 
wie auch immer geartete Bedeutung in einer Zeit schließen, in der es für viele Men-
schen lebensnotwendigere Aufgaben gab als historische Materialien zu sichern.

Für konkrete tagespolitische alliierte Interessen an deutschen Akten sprechen 
eine Reihe von Verordnungen: Im September 1945 proklamierte der Alliierte Kon-
trollrat, dass der Zugang zu allen gewünschten Dokumenten für die Siegermächte 
gewährleistet werden müsse, und zwar zum »Zwecke der Durchführung der Erklä-
rung über die Niederlage Deutschlands«.31 Hintergrund dessen waren vor allem 
Ermittlungen im Vorfeld der Kriegsverbrecherprozesse. So wurden auf der Grund-
lage dieser Verordnung zahlreiche NS-Akten – vor allem durch den sowjetischen 
und amerikanischen Bevollmächtigten des Kontrollrats – beschlagnahmt.32 

Im Osten Deutschlands blieb es nicht bei der Beschlagnahme von Akten. Bereits 
im Mai 1946 initiierte die Kommandantur der Roten Armee in Berlin eine tief grei-
fende Umgestaltung des Archivwesens der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ): Sie 
erließ einen Militärbefehl zur Bildung eines Zentralarchivs in Potsdam, das Akten 
der jüngsten und älteren Vergangenheit zusammenfassen sollte. Unterlagen aus den 
Reichsbehörden auf dem Boden der SBZ, dem einstigen Reichsarchiv, dem preußi-
schen Geheimen Staatsarchiv und dem Brandenburg-Preußischen Hausarchiv waren 
hiervon betroffen. Das Zentralarchiv – so wurde weiter befohlen – sollte außerdem 
grundsätzliche Antworten auf Probleme der Aufbewahrung, Kassation und Edition 
von Akten und Urkunden in Zusammenarbeit mit der Deutschen Verwaltung für 
Volksbildung erarbeiten. Jene Zentralisierung des Archivwesens wurde im Juli 1949 
durch die Bildung der Zentralstelle für Archivwesen bei der Zentralverwaltung des 
Inneren der SBZ weitergeführt, aus der im Oktober des gleichen Jahres die Haupt-
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abteilung Archivwesen des Innenministeriums der DDR hervorging.33 Noch 1949 
wurde das Potsdamer Zentralarchiv in Deutsches Zentralarchiv umbenannt und 
dem Innenministerium der DDR unmittelbar unterstellt. Bevor am 1. August 1952 
per Dekret der Föderalismus in der DDR offiziell abgeschafft und der zentralistische 
Einheitsstaat proklamiert wurde, gab es mit der Hauptabteilung des Archivwesens 
im Ost-Berliner Innenministerium eine zentralistische Verwaltungsstruktur, aus 
der zahlreiche Verordnungen, Gesetze und Veröffentlichungen zum sozialistischen 
Archivwesen der DDR hervorgingen.

Akten »unter dem Schutz des sozialistischen Staates«: 

Verordnungen zum Archivwesen der DDR

Solche institutionelle Weisungen in den Blick zu nehmen, bietet sich wohl grund-
sätzlich als ein erster Schritt an, fragt man nach staatlichen Initiativen im Zusam-
menhang mit Archiven. Ein knappes halbes Jahr nach der Einrichtung der Haupt-
abteilung Archivwesen im Juli 1950 erließ das Zentralkomitee der SED mit Verweis 
auf Beratungen mit Kadern der Hauptabteilung ein generelles Dokumentenvernich-
tungsverbot für Behörden oder Institutionen von öffentlichem Interesse: »Schrift-
stücke aller Art« – ob nun aus der »sozialistischen oder vorsozialistischen Periode« 
– dürften, auch wenn sie »wertlos« erschienen, ausnahmslos nur nach vorheriger 
Prüfung und Zustimmung durch die Hauptabteilung Archivwesen vernichtet wer-
den. Nicht mehr laufenden Vorgängen zuzurechnende Materialien waren außerdem 
unverzüglich an das Deutsche Zentralarchiv abzuliefern.34 Es scheint, als hätten es 
die Kader der Hauptabteilung rasch vermocht, ihre Position und Stellung durch die 
Übernahme von solchen grundlegenden und umfangreichen Aufgaben wie der Prü-
fung sämtlicher zu Ablieferung beziehungsweise Vernichtung anstehender Unter-
lagen von Behörden abzusichern.

Die »sozialistische Revolution« – so ist in einer Verordnung ein paar Tage später 
zu lesen – solle auch im Ausbau des Archivwesens der DDR vorangetrieben werden.35 
Als wissenschaftliche Institution trat neben die Hauptabteilung das 1950 gegründete 
Institut für Archivwissenschaft an der Humboldt-Universität zu Berlin. Dieses Ins-
titut war auch für die Archivmitteilungen und für wissenschaftliche Beratung der 
Archivschule Franz Mehring in Potsdam zuständig. Die Mitarbeiter des Instituts für 
Archivwissenschaften fungierten überdies als Beirat – wenn nicht auch als Autoren 
– für sämtliche in der DDR autorisierten Standardwerke zu Archiven, wie die Theore-
tischen Grundlagen der marxistisch-leninistischen Archivwissenschaft von 1969,36 dem 
Lexikon zum Archivwesen der DDR, das 1976 von der Hauptabteilung veröffentlicht 
wurde,37 und Botho Brachmanns Theorie und Praxis des Archivwesens von 1984.38 
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Gemeinsames Merkmal all dieser institutionellen Verordnungen und theoreti-
schen Veröffentlichungen ist der explizite Bezug auf die Vorbildhaftigkeit des mar-
xistisch-leninistischen Archivwesens der UdSSR. Besonders deutlich wird dies in 
der 1963 durch das Innenministerium der DDR initiierten Publikation Grundlagen 
der Arbeit der staatlichen Archive in der UdSSR, die sich auf Lenins Archivdekret 
vom 1. Juni 1918 bezog. Für die DDR sollte vor allem das Kernstück jenes Dekrets 
gelten: die zentrale Kontrolle aller Aktivitäten in Archiven.39 

Wie diese weiter auszubauen war, regelte 1965 eine Verordnung, in der einzelne 
Anordnungen, Verwaltungsvorschriften und Gesetze zu Archiven zusammengefasst 
wurden: Hier wurde der Abschluss der bereits 1949/50 begonnenen Bildung eines 
staatlichen Archivfonds nach sowjetischem Vorbild verkündet, der die »rechtliche 
Form« aller derzeitig und künftig in staatlichen Archiven gelagerten Unterlagen 
repräsentieren sollte.40 Sämtliche Akten oder Urkunden im Archivfond seien in 
allen »Teilen unveräußerlich« und würden den »besonderen Schutz des sozialisti-
schen Staates« genießen.41 Mit anderen Worten wurden alle Bestände in Archiven 
der DDR verstaatlicht, was auch die bislang als Deposita verwalteten Unterlagen wie 
Adelsnachlässe betraf. Allein Kirchenarchive blieben weiterhin selbständig. 

Wurden in Verordnungen und Abhandlungen zum sozialistischen Archivwesen 
die Verhältnisse der UdSSR als vorbildhaft gepriesen, galt alle Kritik den »impe-
rialistisch-kapitalistischen Archiven«, besonders dem Bundesarchiv. Beispielsweise 
heißt es im Artikel eines Referenten der Hauptabteilung namens Günter Müller von 
1974, mit Recht sei »unter der Bevölkerung der BRD der Eindruck verbreitet, daß 
Archive ein Instrument der Herrschenden« seien.42 Das sei durchaus für die »kapi-
talistisch-imperialistischen Archive in der BRD« richtig – keineswegs aber für die 
Archive in der DDR. Westdeutsche Archivare würden sich nämlich als »anti-ideolo-
gisch« bezeichnen.43 Freilich würden sie nur »vortäuschen, frei von Weltanschauung 
und Ideologie« zu handeln. Gerade in ihrem Beharren auf historischen und konser-
vatorischen Belangen, in ihrem Festhalten an eingefahrenen Strukturen würde sich 
zeigen, wie »konservativ, bürgerlich und in ihrem Klassenstandpunkt verhaftet« sie 
seien. Hans Booms’ Kritik am Marxismus-Leninismus, den dieser als »Glaubenssatz 
und Spekulation« bezeichnete,44 wurde entgegnet, dass es eben die wissenschaftliche 
Grundlage des sozialistischen Archivwesens der DDR sei, dem »ideologischen Klas-
senkampf« und der »führenden Rolle der Arbeiterklasse« zur Geltung zu verhelfen.45 
Archivare in der DDR hätten somit »parteilich« zu sein und »politische Wertungen« 
zu treffen. Hingegen wäre es für sie nicht nötig, eine »größtmögliche ›Subjektivi-
tätsferne‹ vorzuspiegeln«.46 Sie stünden im »Dienst des werktätigen Volkes« und 
würden nicht wie Archivare »im Imperialismus zur Sicherung der Macht und der 
Reproduktionsbedingungen des Kapitals [beitragen] und damit dem Interesse einer 
ausbeutenden Minderheit« dienen.47 Insgesamt zeigt sich an diesen Debatten, dass 
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die gegenseitige Kritik zwischen ost- und westdeutschen Archivaren oft um Aspekte 
wie Wissenschaftlichkeit qua Objektivität kreiste. Man warf sich gegenseitig Ideolo-
gienähe und weltanschauliche Motive vor, wobei Archivare der DDR zugaben, dass 
jede archivarische Tätigkeit »parteilich« sei und sein müsste. 

Diskursive (Kampf-)Praktiken der sozialistischen Archivwissenschaft

Es liegt nahe, dass ein solcher revolutionärer (Gegen-)Entwurf des sozialistischen 
Archivwesens der DDR mit den seit der Zeit um 1800 im Geheimen Preußischen 
Staatsarchiv üblichen Archiv-Praktiken-Sicherung, Bewertung und Auswertung von 
Archivalien und deren Überlieferung nach dem Provenienzprinzip48 – zu brechen 
hatte. Diese Praktiken – so ist vielfach zu lesen – seien der »sozialistisch-revolutio-
nären Umgestaltung und Weiterentwicklung« zu unterziehen.49 Seit Juli 1950 durften 
Schriftstücke aus Behörden nur noch nach vorheriger Prüfung und Zustimmung von 
Referenten der Hauptabteilung Archivwesen vernichtet werden. Damit war zunächst 
die Entscheidung, was »überlieferungswürdig« sei und was nicht, der Einzelfall-
entscheidung eines Referenten zugeordnet. Das sollte aber nicht so bleiben.

Kassation

Seit Herbst fand sich auf Geheiß des Innenministeriums die Forschergruppe Wert-
ermittlung und Kassation aus Mitarbeitern der Hauptabteilung und des Forschungs-
instituts zusammen, um Richtlinien für die Kassation zu entwickeln – die Aussonde-
rung und Vernichtung von Archivalien, die zum Zeitpunkt der Aktenübernahme oder 
durch nachträgliche Bestandsrevisionen in Archiven stattfinden konnte.50 Als Ziel 
wurde die Schaffung von »von Ballast befreite[n] aussagekräftige[n] Bestände[n]« 
formuliert.51 Bereits 1964 konnten auf der Grundlage der Aktivitäten dieser Arbeits-
gruppe die Ordnungs- und Verzeichnungsgrundsätze52 und ein Jahr später die Grund-
sätze der Wertermittlung und Kassation in Archiven der DDR erlassen werden.53 

Hier und in zahlreichen Kommentaren ostdeutscher Archivare zur »sozialisti-
schen Wertelehre« ist zu lesen, dass die »bürgerliche Wertelehre kapitalistisch-impe-
rialistischer Archive besonders der BRD« die Bewertungsmaßstäbe der »herrschen-
den Klasse« fortschreibe.54 Hiermit hätten Archivare der DDR gezielt zu brechen. 
Für ihre »Wertmaßstäbe« zur Kassation von Unterlagen seien »gesellschaftlich ideo-
logische Voraussetzungen« grundlegend.55 Vor allem sollten bei der Bestandsbildung 
inhaltliche Schwerpunkte gesetzt werden: Ein Archivar, der sich dem Kampf gegen 
die »Klasseninteressen der Bourgeoisie« verschreibe und gegen die »bürgerliche 
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Historiographie«56 eintrete, habe besonderen Wert auf Unterlagen zu »gesellschaft-
lichen Umwälzungen« zu legen.57 Die »Epoche der antifaschistisch-demokratischen 
Umwälzungen«, die »Periode des Aufbaus der Grundlagen des Sozialismus« und die 
»Geschichte der Arbeiterbewegung« seien daher besonders zu berücksichtigen.58 

Letzten Endes fand in der DDR keine umfangreiche Kassation historischer 
Aktenbestände statt. Wie in vielen anderen Bereichen auch blieb es bei der Formu-
lierung von Handlungsanweisungen.

Neuordnung der Archivbestände

Ähnlich verhielt es sich mit der Neuordnung der Bestände: Das Provenienzprinzip 
als Ausdruck der Interessen »bürgerlicher Historiker« bilde, so ist beispielsweise in 
Kommentaren von Archivaren der DDR zu lesen, die Perspektive der regierenden 
Mächte ab, nämlich die Ordnung der Institutionen und Behörden, entsprechend der 
die Akten geordnet seien. Damit kämen die lange Zeit »unterdrückten Klassen« gar 
nicht zur Geltung.59 Im Verlauf der 1960er Jahre sprachen sich Archivare auf ost-
deutschen Tagungen zunehmend für eine Umstrukturierung des Archivfonds nach 
»Klassen oder Problemen des Klassenkampfs« aus.60 Auch hier bezog man sich auf 
Anstöße aus der UdSSR. Dort hatte es bereits in den 1920er Jahren eine Diskus-
sion über die Frage gegeben, ob das Provenienzprinzip Archiven »im Dienste der 
Arbeiter- und Bauernmacht« angemessen sein könnte.61 In einem 1967 in der DDR 
erschienenen Artikel des sowjetischen Archivwissenschaftlers Michael  Petroskajov 
wurde diese Frage wieder aufgegriffen: Petroskajov schrieb, dass eine Ordnung von 
Archivbeständen nach ihrer Herkunft zum einen »positiv«, weil »historisch« sei, zum 
anderen aber auch »konservativ«, da sie das »bürgerliche Staatsprinzip« abbilde und 
damit stütze. Auch werde durch das Provenienzprinzip eine historische Auswertung 
nach »Klassenaspekten« – wie beispielsweise nach Strukturen des »Klassenkampfs« 
– erschwert.62 In Anbetracht solcher Ausführungen ist kaum zu bestreiten, dass man 
sich der Geschichtsträchtigkeit des Archivs bewusst war.

Mitte der 1970er Jahre ließ die Hauptabteilung Archivwesen jedoch verkünden, 
dass das Provenienzprinzip in Archiven der DDR nicht abgeschafft wird. Denn die 
Herkunft der Akten sei auch für sozialistische Forscher ein wichtiges »Wesensmerk-
mal«, eine Art Vorinformation für die marxistisch-leninistische Interpretation.63 
Ähnlich wie bei den Plänen zur Kassation hatte dies vermutlich auch technische 
Gründe. Denn die Umstrukturierung der riesigen Archivbestände hätte einen 
immensen logistischen und personellen Aufwand bedeutet. Man beschränkte sich 
auf Spezialinventare und Sondereditionen zu bestimmten Bereichen »gesellschaft-
licher Umwälzungen«.
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Auswertung als »Geschichtspropaganda«

Wie schon in der Debatte um das Provenienzprinzip sind auch hier die Grenzen zwi-
schen Bestandsbildung und Auswertung fließend: Hier wie dort wurde in Verord-
nungen und Artikeln der zentrale Stellenwert der Archive für die »Geschichtspropa-
ganda« hervorgehoben.64 Besonders müsse die »Friedenspolitik der DDR im Kampf 
gegen Imperialismus, Militarismus und Revanchismus« unterstützt werden.65 So 
ließ beispielsweise zu Beginn des Jahres 1953 der Leiter der staatlichen Archivver-
waltung der DDR Otto Meier allen leitenden Archivaren mitteilen, sie hätten durch 
das »Ausschöpfen und Nutzbarmachen von Geschichtsquellen« – kurzum durch die 
Auswertung ihrer Archivalien – einen Beitrag »im Kampf um Deutschland« zu leis-
ten. Denn nur so könne dem »Volk der DDR der geschichtliche Sinn seiner kämpfe-
rischen Aufgaben deutlich« gemacht werden.66 

Heute zeugen zahlreiche Sonder-Bestandsverzeichnisse, Editionen und archiv-
wissenschaftliche Standardwerke aus der DDR von der Umsetzung solcher Anwei-
sungen.67 Immer wieder finden sich in schmucker farbiger Reproduktion Grün-
dungsdokumente der sozialistischen Internationale (Abb. 1).

Abb. 1: Glückwunschschreiben 
an August Bebel, in: Brachmann, 

Archivwesen, wie Anm. 38, 
Farbabbildung 6.
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Die »Geschichtspropaganda« ostdeutscher Archivare wurde freilich nicht allein in 
den Dienst der sozialistischen Revolution im Inneren gestellt.68 1965 wurde ver-
ordnet, Archivare der DDR müssten sich auch durch »Bereitstellen entsprechender 
dokumentarischer Materialien […] dem Kampf gegen den westdeutschen Impe-
rialismus und Kapitalismus« widmen.69 Besonders hätten sie im Sinne der »Frie-
denspolitik der DDR« an einer »Dokumentation von Verbrechen der deutschen 
Imperialisten« mitzuwirken, die nicht zuletzt zur »Entlarvung von Kriegs- und 
Naziverbrechern in der BRD« beitragen müsse.70 Die in Archiven der DDR und der 
UdSSR über das Deutsche Reich »verwahrten Dokumente« seien »eine besonders 
wirksame und scharfe Waffe in der ideologischen Auseinandersetzung zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus«.71 Wichtige Ergebnisse der »Auswertungsarbeit« 
ostdeutscher Archive waren in diesem Zusammenhang das Graubuch und das 
Braunbuch – »Dokumentationen« über ehemalige Nationalsozialisten in Schlüs-
selstellungen der bundesdeutschen Gesellschaft. Mit diesen – mit, wie man heute 
weiß, zahlreichen Fälschungen versehenen – Publikationen, werde es gelingen, so 
verkündete die SED, die »Kontinuität des deutschen Imperialismus in der BRD« 
nachzuweisen72 und zur internationalen »Entlarvung von Naziverbrechern, Milita-
risten und Blutrichtern in Westdeutschland« beizutragen.73 

Vor diesem Hintergrund liegt auf der Hand, dass sich die Hauptabteilung 
Archivwesen kontinuierlich auch mit der Sicherung von Archivalien auseinander 
setzte, was vor allem den Bereich Benutzung beinhaltete: Unbedingt, so ist vielfach 
zu lesen, sei »umfassende[r] Schutz vor einer missbräuchlichen Auswertung im 
Sinne des Klassengegners« zu gewährleisten.74

Benutzerordnungen

In diesem Sinne heißt es in der 1976 aktualisierten Benutzerordnung für alle Staats-
archive der DDR, die »mißbräuchliche Benutzung zum Nachteil des sozialistischen 
Staates und seiner Bürger« sei unter allen Umständen auszuschließen.75 Kon-
kret bedeute dies, dass eine Benutzererlaubnis jederzeit ohne Ankündigung oder 
Begründung entzogen werden konnte.76 

Die ›Ritualisierung der Sprache‹ – vom Sinn und Zweck von Floskeln

Herbert Marcuse konstatiert in seinen 1964 veröffentlichten Studien zur Ideologie 
der fortgeschrittenen Industriegesellschaft für die »stalinistische und nachstalinisti-
sche Sprache« eine besonders auffällige Form von »Ritualisierung«. Darunter ver-
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steht er den Gebrauch von Floskeln, Anredeformen oder Wiederholungen, dessen 
Hintergrund und Sinn sich nicht ohne weiteres auf der herkömmlichen semanti-
schen Ebene der Worte erschließen lässt.77

1980 knüpft Peter Christian Ludz mit einer »sprachpolitischen Analyse 
der Ideo logiesprache der SED« an Marcuse an.78 Ludz hält fest, dass besonders 
›Sprach rituale‹ dazu dienen würden, Herrschaftsverhältnisse und Machthierar-
chien zu stiften, zu bestätigen und zu befestigen.79 Weite Teile von Texten aus dem 
Umfeld von Behörden der DDR hätten somit mehr der Beziehungsgestaltung als 
der Informationsvermittlung gedient. Man ist erinnert an Victor Turners, Murray 
Edelmans und David Kertzers Thesen zu Ritualen als standardisierte, repetitive 
und symbolische Handlungen, die soziale Hierarchien verhandeln, Disharmonien 
und Konflikte überdecken und – zumindest symbolisch – Einheit stiften.80 Anfang 
der 1990er Jahre entwickelt die Linguistin Ulla Fix Ludzs Ausführungen weiter: Sie 
nimmt den Sprachgebrauch in Behördentexten der DDR als »sozialhistorische Tat-
sache«81 in den Blick, und nicht wie Marcuse und Ludz vorrangig als Sonde für Hie-
rarchie- oder Machtverhältnisse.82 Im Folgenden sollen nach Fix Sprachrituale als 
eigenständige sozialhistorische Ereignisse untersucht werden. Es ist kaum überra-
schend, dass auch in theoretischen Texten von Archivwissenschaftlern, in Gesetzen 
und Verordnungen zu Archiven in der DDR Redundanzen und Floskeln auffallen. 
Hier sind prototypisch die Elemente jener »sprachlichen Ritualisierung« festzustel-
len.

Erstens trifft auch für Texte zu Archiven die von Ralph Jessen für die Behörden-
prosa der DDR allgemein konstatierte »Entdifferenzierung von Sprachebenen«83 zu: 
In traditionell festgelegten Archivterminologien ist die politisch-ideologische Spra-
che ebenso präsent wie das Verschwimmen der Grenzen von Bericht, Plan, Appell, 
Forderung und Befehl. Explizit wird auf die Ideologisierung der Archiv-Termino-
logie Bezug genommen. Diese habe – so heißt es ausdrücklich – vom »Standpunkt 
des Marxismus-Leninismus durchdrungen zu sein«. Nur so könne sie die Archivare 
auf den Weg bringen, dem »Frieden und dem Sozialismus« zu dienen.84 Ziel müsse 
außerdem eine gemeinsame Sprache der Archivare aller sozialistischen Länder sein, 
die sich bewusst vom »Klassencharakter imperialistisch-kapitalistischer Archive« 
absetze.85

Zweitens: Wie andere bei nach Planvorgaben strukturierten Entwicklungen 
bezogen sich diskursiv vermittelte Umgestaltungen auch des Archivwesens auf his-
torische Ereignisse und Jahrestage – wie auf das Leninjahr 1970 und die runden 
Geburtstage der DDR. Nahezu jedem Jahrgang der Archivmitteilungen ist vorange-
stellt, wie man sich in Vorbereitung auf eines jener Ereignisse durch Vorantreiben 
der »revolutionären Umgestaltung« des Archivwesens zu rüsten gedenke. Eingebet-
tet in die vorgeblich vorbildhaften Errungenschaften des Sozialismus erscheint die 
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diskursive Konstruktion der fortschreitenden Verwirklichung marxistisch-leninisti-
scher Grundsätze im Archivwesen der DDR geradezu in eine unweigerliche Gesetz-
mäßigkeit eingegossen. 

Die Einschreibung der Entwicklungen des Archivs in diese Gesetzmäßigkeit 
wird drittens dadurch gestärkt, dass Bekenntnisse und Stellungnahmen einzelner 
abgedruckt werden. So sind in den Archivmitteilungen die Ausführungen eines 
Kreisarchivars namens Siegfried Müller zum 25. Jahrestag der DDR zu lesen: 

Der Staat, das sind wir, so heißt es in den Thesen des Nationalrats der Nati-
onalen Front der DDR zum 25. Jahrestag der Gründung unserer Republik. 
Und das findet unsere volle Zustimmung, denn das ›Mitarbeiten – Mitplanen 
– Mitregieren‹ bestimmt unser tägliches Handeln. […] Unter der Führung 
der Partei der Arbeiterklasse, der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands, und im Bündnis mit den in der Nationalen Front vereinten Kräften 
haben wir in den vergangenen 25 Jahren große Erfolge erzielt. Wir werden 
ihnen weitere hinzufügen. […] Meine Aufgaben als Archivar sehe ich dabei 
in der Sicherung und Erschließung des Archivgutes und in der Bereitstellung 
archivalischer Quellen für die gesellschaftliche Nutzung. Dabei gehe ich von 
dem Grundsatz aus: Wer sein Bestes gibt, den sozialistischen Staat zu stärken, 
gibt sein Bestes für sein eigenes sicheres, sinnerfülltes und glückliches Leben. 
Das ist auch das Hauptanliegen der Politik der Partei der Arbeiterklasse und 
der Regierung unseres sozialistischen Staates. Dafür lohnt es sich zu arbeiten 
und zu kämpfen.86

Das Individuum – so der Diskurs – geht auf im Kollektiv und leistet seinen Beitrag 
für die Allgemeinheit. Es sichert seine eigene Existenz und unterstreicht durch ein 
authentisches, aus »dem Volk gegriffenes« Bekenntnis die Richtigkeit des sozialisti-
schen Entwicklungsweges der DDR. 

Viertens werden auch in Texten zu ostdeutschen Archiven – wie in Behörden-
schriften der DDR generell – geradezu gebetsmühlenartig die »antifaschistisch-
demokratische Ordnung« und das »Kampfprogramm der SED« beschworen.87 
Feststehende Formulierungen finden sich beispielsweise in den regelmäßig erschei-
nenden schablonenhaften Rahmendokumentationsprofilen der staatlichen Archive: 
Generell ist hier von der »wachsenden Bedeutung des sozialistischen Staates, der 
Entfaltung des demokratischen Zentralismus und der sozialistischen Demokratie« 
zu lesen wie auch von der »Entfaltung des bewussten Kampfes der Volksmassen 
unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei der Arbeiterklasse«.88 Die Vor-
bildhaftigkeit des Archivwesens der UdSSR wird – wie oben gezeigt – immer wieder 
hervorgehoben.
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Typische stilistische Formen (nicht nur) ostdeutscher Behördenschriften – wie 
Nominalisierungen (»Schaffung«, »Vervollkommnung«, »Erteilung«, »Entwick-
lung«, »Erhöhung«89), die suggestive Verwendung von Verben und Substantiven, 
die Fortschritt und Entwicklung beanspruchen (»aktiv unterstützt«, »gewachsene 
Wirksamkeit«90) und die sprachliche Ent-Subjektivierung der Handelnden (»die 
Mitarbeiter des staatlichen Archivwesen«)91 durchziehen fünftens nahezu jede Ver-
ordnung und Anordnung zu Archiven in der DDR. 

Insgesamt sind solche Floskeln, Chiffren, Redundanzen und ›Ritualisierungen‹ 
Indizien für Strategien der Legitimitätsstiftung, der Vermittlung von Sicherheit 
und Gewissheit, der Inszenierung einer einvernehmlichen Gemeinschaft zwischen 
Befehlsempfängern und Befehlenden. Sie scheinen auch im Archivwesen der DDR 
der Affirmation von Hierarchien und der Bestätigung von Grenzziehungen – bei-
spielsweise zwischen Archivaren vor Ort und Kadern der Hauptabteilung – gedient 
zu haben. 

Programmablaufpläne 

Von Kadern der Hauptabteilung wurde Mitte der 1970er Jahre die starke ›Ritualisie-
rung‹ ostdeutscher Archiv-Verordnungen aber auch als hinderlich für deren Umset-
zung in die Praxis beschrieben. Beispielsweise äußerten Ernst Müller und Heinz 
Welsch in den Archivmitteilungen, gerade bei der Darstellung der Ordnung und 
des vorgeschriebenen Ablaufs komplexer Arbeitsprozesse müsse man sich mehr 
um eine »redundanzfreie und leicht verständliche Form« bemühen.92 Müller und 
Welsch standen durchaus vor einem grundsätzlichen Dilemma. Einerseits hatte die 
Sprache der sozialistischen Archivwissenschaft durch ihre ideologische Imprägnie-
rung »anti-imperialistisch und anti-kapitalistisch« zu sein, worauf immer wieder 
hinzuweisen war. Das ging zwangsläufig mit Wiederholungen, Redundanzen und 
Floskeln einher. Andererseits hatte man, wenn es um die revolutionäre Umgestal-
tung der Archive in der Praxis ging, unmissverständlich und allgemeinverbindlich 
Inhalte und klare Anweisungen zu kommunizieren.

Die Hauptabteilung erfand als Ausweg aus dem Dilemma: DDR-Standard TGL-
22451, Informationsverarbeitung: Datenfluß- und Programmablaufpläne, Sinnbilder, 
Okt. 1967.93 Unter dieser Oberbezeichnung standen zunächst in der industriellen 
Produktion der DDR seit Mitte der 1960er Jahre erprobte Programmablaufpläne, 
die dem formulierten Anspruch nach mit Grafiken Arbeitsprozesse zu »standardi-
sieren, intensivieren« und in deren Ergebnissen »sicherzustellen« hatten.94 

Auch die Hauptabteilung der Archive der DDR gab als Devise aus, dass die Pro-
grammablaufpläne die »Organisiertheit und damit das Niveau des Arbeitsvorgangs« 
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erhöhen sollten.95 Mit allgemeinverständlichen Symbolen – wie Pfeilen – könne 
überdies »eine Art ›künstliche Sprache‹ im Sinne der Semiotik« entwickelt werden, 
die »auch eine Verständigung mit Archivaren anderer sozialistischer Staaten erleich-
tere«.96 Aus der durchaus selbstkritischen Auseinandersetzung mit der Redundanz, 
Komplexität und Inhaltsleere der Sprache des sozialistischen Archivwesens entstan-
den Kommunikationsstrukturen, die quasi semi-verbal stark auf Symbole setzten 
und in ihrer allgemeinen Verständlichkeit einen idealen Weg für Macht- und Steue-
rungsabsichten darstellten, die universell, standardisiert und exakt wirken sollten.

Gleichwohl stieß man auch hier an die Grenzen der sozialistischen Revolution. 
Es entstanden vor allem Programmablaufpläne, die schließlich den herkömmlichen 
Weg archivarischer Praktiken abbildeten. Wie bei dem hier gezeigten Plan (Abb. 2)  
wurden gerade nicht die Prämissen der sozialistischen Wertelehre visualisiert, wie 
beispielsweise deren Schwerpunktsetzung auf Archivalien zu gesellschaftlichen 
Umbrüchen.97 

Abb. 2: Programmablauf-
plan der Bewertung von 
Akteneinheiten, Brach-
mann, Archivwesen, wie 
Anm. 38, 248, © Nach-
folge VEB Deutscher Ver-
lag der Wissenschaften
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Das wird an der zentralen Stellung der Frage, ob die zu prüfenden Unterlagen 
»Unikate« seien, ganz deutlich: Dem klassischen Repertoire der Kassationslehre ent-
spricht, dass auch Duplikate überliefert werden sollten, wenn eine starke Nachfrage 
zu erwarten ist oder eine »bedeutsame Persönlichkeit« im Zusammenhang mit den 
Dokumenten aufscheint.98

Ob die Visualisierung vornehmlich herkömmlicher Archivpraktiken in den Pro-
grammablaufplänen nun technischen Ursachen oder bewussten Entscheidungen 
geschuldet war, bleibt dahingestellt. Festzustellen ist, dass sie den oben beschriebe-
nen sprachlichen Verordnungen zu Kassation, Auswertung oder Benutzung inso-
weit glich, als hier wie dort als effizient erachtete Strukturen zur Durchsetzung von 
Absichten entwickelt wurden, die nur wenig mit Inhalten der sozialistischen Archiv-
Dogmatik gefüllt wurden.

Schlussbemerkung

Wirft man einen ersten Blick auf die auffälligsten ›Spuren‹, die historische Archive 
der DDR hinterließen – Streichungen und Umbenennungen auf Aktendeckeln und 
in Findbüchern sowie Archiv-Ordnungen –, dann wird deutlich: In der Archiv politik 
der DDR erhoben die verantwortlichen Kader zwar revolutionäre Umgestaltungs-
ansprüche und erklärten, sich vehement vom »imperialistisch-kapitalistischen« 
›Archiv‹ im anderen Deutschland abzusetzen; sie führten aber – wie bereits bei einer 
Betrachtung der diskursiven Ebene sich erschließt – maßgebliche Schritte (wie die 
Umgestaltung des Archivwesens durch Aufgabe des Provenienzprinzips oder die 
Kassation historischer Akten) nicht durch. Gründe dafür lagen wohl in dem immen-
sen personellen und logistischen Aufwand, den solche Maßnahmen bedeutet hät-
ten. Das sozialistische Archiv der DDR war bis zu seinem Ende ein ideologisch aus-
gefeiltes Programm, dessen grundsätzliche Inkompatibilität mit den Praktiken der 
Archivare bereits von den unmittelbar beteiligten Zeitgenossen gesehen wurde. Die 
sozia listische Archivrevolution scheiterte aufgrund ihrer mangelnden Praktikabilität, 
ohne dass es eines nennenswerten Widerstands seitens der Archivare bedurft hätte.

Betrachtet man ›Sprachrituale‹ oder ausgefeilte symbolische Kommunikations-
ablaufpläne, dann zeigt sich, wie stark auch das Archivwesen der DDR als Teil der 
SED-Gesellschaft durchdrungen von Deutungshoheiten, Steuerungs- und Kontroll-
ansprüchen war. Hier wie in den Behördenschriften der DDR generell bediente man 
sich der ›Sprachrituale‹ zur Konstruktion ideologischer Felder und Hierarchien, die 
für sich genommen einen ganz signifikanten Teil des ›Archivs‹ der DDR darstel-
len. Auch verweisen Programmablaufpläne auf besonders ausgefeilte Strategien, 
Instruktionen universell und standardisiert umzusetzen.
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So war auf diskursiver Ebene während der ersten Jahrzehnte der DDR auch ein 
historischer Wandel der Absichtserklärungen und ideologischen Fragen zum Archiv-
wesen festzustellen. Zunehmend wurde versucht, unterschiedlichste Inhalte zu inte-
grieren, die durchaus nicht grundsätzlich auf sozialistische Werte festgeschrieben 
waren. Hierbei war die sozialistische Programmatik, oftmals implizit, internalisiert 
und wurde vorausgesetzt. Vermutlich gewannen Instruktionen auf diese Weise aus 
der Perspektive der Kader an Effizienz und Durchsetzungskraft. Solche Anweisun-
gen zum Archiv sind damit weniger als doktrinär ausgeübte Macht, sondern eher als 
Versuche anzusehen, Handlungsoptionen bereitzustellen. Im diskursiven Wandel 
der Ordnungen der Archive – bis hin zu semi-verbalen Ablaufschemata – wurde 
versucht, die Beziehung von Instruktion und Handeln zu intensivieren beziehungs-
weise erst einmal zu stiften. Die Aktivitäten der Archivare sollten letztendlich den 
praxisorientierten Handlungsablaufplänen voll und ganz unterworfen sein, sich auf 
die Techniken, nicht auf inhaltliche Entscheidungen konzentrieren. Viele Beispiele 
wie die Benutzerbeschränkungen oder die eingangs beschriebenen materiellen ›Spu-
ren‹ belegen, dass spezifisch sozialistische Archivpraktiken in der DDR umgesetzt 
wurden. Ob dies unbedingt dem (auch ideologisch motivierten) ›Mitmachen‹ der 
Archivare zuzuschreiben ist, ist fraglich.

Um die Mechanik der Macht, die Verteilung der Kompetenzen in Archiven der 
DDR erschöpfend erforschen zu können, ist es kaum ausreichend, wie in diesem 
Aufsatz, lediglich materiellen ›Spuren‹ oder Verordnungen nachzugehen. Es sind 
beispielsweise außerdem Protokolle von Debatten, die hinter verschlossenen Türen 
geführt wurden, Personalakten oder eigene Aufzeichnungen einzelner Archivare 
heranzuziehen. Schließlich ist das ›Archiv‹ über das Archiv in all seiner Komplexität 
zu erforschen. Hier wird man kaum dem Dilemma entgehen, in das Historikerinnen 
und Historiker zwangsläufig geraten, wenn sie sich mit ›Archiven‹ näher befassen; 
dass sie nur dem folgen können, was das ›Archiv‹ über sich erzählt.

Doch schon die materiellen und diskursiven ›Spuren‹ der volkseigenen Akten 
in der DDR erzählen ganz nachdrücklich von der Intensität der Macht- und Herr-
schaftsausübung sozialistischer Kader im ›Archiv‹. Sie verweisen darauf, dass 
›Archive‹ von Funktionären und Kadern zweifellos als grundlegend für die histo-
rische Legitimierung und für die Utopie der sozialistischen Gesellschaft angesehen 
wurden.
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